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Entwurf eines Gesetzes 

über die am 14. Juli 1967 in Stockholm Unterzeichneten 
Übereinkünfte auf dem Gebiet des geistigen Eigentums 
(Schriftlicher Bericht des Rechtsausschusses) 


A. Problem 

Die Verwaltungsstruktur der internationalen Verbände, die 
durch die zum Teil im letzten Jahrhundert geschlossenen Über- 
einkommen auf dem Gebiet des geistigen Eigentums gebildet 
worden sind und deren Koordinierung zur Zeit die Vereinigten 
Internationalen Büros für den Schutz des geistigen Eigentums 
(BIRPI) in Genf wahrnehmen, entspricht nicht mehr der Organi- 
sationsform moderner zwischenstaatlicher Einrichtungen, über- 
holt ist insbesondere die Ausübung aller Kontroll- und Ge- 
schäftsführungsfunktionen durch einen einzelnen Mitgliedstaat 
(Schweiz). Die bestehende Organisationsform behindert vor 
allem den Beitritt junger afrikanischer und asiatischer Staaten 
zu den Übereinkommen. 

Außerdem bedarf es der Klarstellung, daß in der Pariser Ver- 
bandsübereinkunft zum Schutz des gewerblichen Eigentums so- 
genannte Erfinderscheine als Prioritätsgrundlage den Patenten 
gleichstehen. 


B. Lösung 

Durch das Übereinkommen zur Errichtung der Weltorganisation 
für geistiges Eigentum wird eine internationale Einrichtung mit 
eigener Völkerrechtssubjektivität geschaffen. Die Organisa- 
tionsbestimmungen der bestehenden internationalen Überein- 
kommen auf dem Gebiet des geistigen Eigentums werden der 
neuen Struktur angepaßt. 

Artikel 4 I der Pariser Verbandsübereinkunft sieht vor, daß Er- 
finderscheinanmeldungen als Prioritätsgrundlage Patentanmel- 
dungen gleichgestellt sind. 
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Die Ratifikation der materiellrechtlichen Bestimmungen der 
Berner Übereinkunft zum Schutz von Werken der Literatur und 
Kunst und des umstrittenen Protokolls betreffend die Entwick- 
lungsländer soll nach dem Gesetzentwurf zunächst zurück- 
gestellt werden. 


C. Alternativen 

Keine 

Der Rechtsausschuß empfiehlt einstimmig die Annahme des 
Gesetzentwurfs. Die mitberatenden Ausschüsse stimmen dem 
Gesetzentwurf ebenfalls zu. 


D. Kosten 

Dem Bund werden durch die Schaffung von Betriebsmittelfonds 
für die einzelnen Verbände einmalige Mehrkosten entstehen, 
die sich nach bisher vorliegenden Berechnungen auf etwa 
45 000 DM belaufen werden. 
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A. Bericht der Abgeordneten Frau Dr. Kuchtner und Gnädinger 


Der Deutsche Bundestag hat den Entwurf in seiner 
33. Sitzung am 25. Februar 1970 in erster Lesung 
beraten und federführend an den Rechtsausschuß 
sowie zur Mitberatung an den Auswärtigen Aus- 
schuß, den Ausschuß für Wirtsdiaft, den Ausschuß 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und den Aus- 
schuß für Bildung und Wissenschaft überwiesen. 

Der Auswärtige Ausschuß, der Ausschuß für wirt- 
schaftliche Zusammenarbeit und der Ausschuß für 
Bildung und Wissenschaft haben dem Entwurf zu- 
gestimmt. Der Ausschuß für Wirtschaft hat sich mit 
der Begründung, daß die Übereinkünfte keine wirt- 
schaftlichen Fragen beträfen, für nicht beteiligt er- 
klärt. 

Der Rechtsausschuß hat die Vorlage am 12. März 
1970 beraten. Er ist mit allen beteiligten Ausschüs- 
sen der Auffassung, daß gegen eine Ratifizierung 
der Stockholmer Übereinkünfte auf dem Gebiet des 
geistigen Eigentums keine Bedenken bestehen, nach- 
dem die Bundesregierung selbst empfohlen hat, die 
Ratifikation des der Stockholmer Fassung der Berner 
Übereinkunft zum Schutz von Werken der Literatur 
und Kunst beigefügten Protokolls betreffend die 
Entwicklungsländer und der damit untrennbar ver- 
bundenen materiellrechtlichen Vorschriften der 
Stockholmer Fassung der Berner Übereinkunft vor- 
läufig zurückzustellen. Die Teilratifizierung der 
Stockholmer Fassung der Berner Übereinkunft ist in 
Artikel 28 Abs. 1 Buchstabe b Ziff. i dieser Fassung 
ausdrücklich zugelassen. 


I. 

Der bereits in der vergangenen Wahlperiode von 
der Bundesregierung vorgelegte, damals aber nicht 
mehr verabschiedete Entwurf eines Vertragsgesetzes 
zu den Stockholmer Übereinkünften auf dem Gebiet 
des geistigen Eigentums (Drucksache V/3582) war 
abgesehen von dem Stockholmer Entwicklungs- 
länderprotokoll schon damals völlig unumstritten. 
Inzwischen haben annähernd 20 Staaten die Stock- 
holmer Übereinkünfte mit Ausnahme des Entwick- 
lungsländerprotokolls und der materiellrechtlichen 
Vorschriften der Berner Übereinkunft ratifiziert. 
Insoweit sind gegen sie auch in den beteiligten 
Kreisen von keiner Seite Bedenken erhoben wor- 
den. Sie enthalten von geringfügigen, mehr klar- 
stellenden Änderungen (Artikel 4 I der Pariser Ver- 
bandsübereinkunft) abgesehen ausschließlich organi- 
sationsrechtliche Bestimmungen. 

Die Verwaltungsstruktur der internationalen Ver- 
bände, die durch die zum Teil bereits im letzten 
Jahrhundert geschlossenen Übereinkommen auf dem 
Gebiet des geistigen Eigentums gebildet worden 
sind und deren Verwaltung zur Zeit die Vereinigten 
Internationalen Büros für den Schutz des geistigen 
Eigentums (BIRPI) in Genf wahrnehmen, soll den 
Anforderungen angepaßt werden, die heute an die 
Organisationsform moderner zwischenstaatlicher 
Organisationen gestellt werden. Überholt ist insbe- 
sondere die Ausübung aller Kontroll- und Geschäfts- 
führungsfunktionen durch einen einzelnen Mitglied- 
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Staat (Schweiz). Auch behindert die gegenwärtige 
Organisationsform wegen der geringen Einflußmög- 
lichkeit der Mitgliedstaaten den Beitritt vor allem 
von Entwicklungsländern, die nicht bereit sind, in 
den Staatenverbänden zum Schutz des geistigen 
Eigentums mitzuarbeiten, wenn sie dabei nicht auch 
einen mitbestimmenden Einfluß ausüben können. 

Durch das Übereinkommen zur Errichtung der 
Weltorganisation für geistiges Eigentum (WIPO) 
wird eine neue internationale Organisation mit 
eigener Völkerrechtssubjektivität geschaffen, die 
nunmehr die Berner Übereinkunft zum Schutz von 
Werken der Literatur und Kunst sowie die Pariser 
Verbandsübereinkunft zum Schutz des gewerblichen 
Eigentums und ihre Nebenabkommen zu einem 
einheitlichen Staatenverband zusammenfassen soll. 
Die Organisationsbestimmungen dieser bestehenden 
internationalen Übereinkommen auf dem Gebiet des 
geistigen Eigentums werden der neuen Verwal- 
tungsstruktur angepaßt. Die neue Organisation ist 
nach dem Schema einer Sonderorganisation der Ver- 
einten Nationen aufgebaut, ohne selbst Sonder- 
organisation der Vereinten Nationen zu sein. Den 
bestimmenden Einfluß auf die neue Organisation 
wird anstelle der Schweiz künftig die Gesamtheit 
der Mitgliedstaaten in der Generalversammlung 
ausüben. An die Stelle der bisherigen Verwaltung 
der Berner Übereinkunft sowie der Pariser Ver- 
bandsübereinkunft und ihrer Nebenabkommen 
(BIRPI) tritt das Sekretariat der neuen Weltorgani- 
sation unter der Leitung eines Generaldirektors. 

11 . 

Umstritten war in der vergangenen Wahlperiode 
ausschließlich das Stockholmer Protokoll betreffend 
die Entwicklungsländer, das diesen Ländern im 
Interesse ihrer besonderen Bildungsbedürfnisse für 
eine Übergangszeit gegen Vergütung gewisse Er- 
leichterungen bei der Verwertung urheberrechtlich 
geschützter Werke einräumen sollte. 

Die Bundesregierung hielt eine Ratifizierung auch 
dieses Protokolls vor allem deshalb für geboten, 
weil befürchtet werden mußte, daß die Entwick- 
lungsländer bei einer Zurückweisung des Protokolls 
durch die westlichen Industriestaaten aus der Berner 
Übereinkunft austreten und damit jeden Urheber- 
rechtsschutz verweigern würden. Dieser Auffassung 
hatten sich seinerzeit sowohl der Rechtsausschuß als 
auch der Ausschuß für Entwicklungshilfe angeschlos- 
sen. Der Auswärtige Ausschuß sowie der Ausschuß 
für Wissenschaft, Kulturpolitik und Publizistik hat- 
ten dagegen Bedenken erhoben. Wegen der Einzel- 
heiten wird auf den damaligen Schriftlichen Bericht 
des Rechtsausschusses (Drucksache V/4511) verwie- 
sen. 


Inzwischen hat sich jedoch eine neue Situation 
ergeben. Die Entwicklungsländer haben sich bereit 
erklärt, noch einmal in Verhandlungen darüber ein- 
zutreten, ob sich nicht doch in dieser Frage eine 
alle beteiligten Staaten zufriedenstellende Lösung 
finden läßt. Für diese Bereitschaft war nicht zuletzt 
das positive Echo maßgebend, das die Ratifikation 
des Protokolls durch Schweden und die Bemühungen 
der Bundesrepublik Deutschland um eine möglichst 
baldige Ratifizierung des Protokolls in den Entwick- 
lungsländern gefunden haben. Die unmittelbare Ge- 
fahr eines Austritts der Entwicklungsländer aus der 
Berner Übereinkunft erscheint damit vorläufig ge- 
bannt. 

Bei den neuen Verhandlungen haben sich in ersten 
Umrissen Lösungen abgezeichnet, die möglicher- 
weise auf einer weiteren Diplomatischen Konferenz 
die Billigung sowohl der Entwicklungsländer wie 
der Industriestaaten finden werden. Unter diesen 
Umständen ist auch der Rechtsausschuß ebenso wie 
die übrigen beteiligten Ausschüsse der Auffassung, 
daß die Ratifikation des Stockholmer Entwicklungs- 
länderprotokolls und der damit untrennbar zusam- 
menhängenden materiellrechtlichen Vorschriften 
der Berner Übereinkunft vorläufig zurückgestellt 
werden sollte. Er geht dabei davon aus, daß diese 
Entscheidung angesichts der bisherigen Haltung der 
Bundesrepublik Deutschland in dieser Frage auch 
bei den Entwicklungsländern Verständnis finden 
wird. 

Andererseits hat sich jedoch inzwischen die Not- 
wendigkeit ergeben, die Stockholmer Übereinkunft 
über die Errichtung einer Weltorganisation für gei- 
stiges Eigentum (WIPO) sowie die Stockholmer Fas- 
sungen der übrigen Übereinkünfte auf dem Gebiet 
des geistigen Eigentums, soweit sie nur eine An- 
passung an die WIPO-Konvention darstellen, so 
schnell wie möglich zu ratifizieren. Diese neue Kon- 
vention wird bereits am 26. April 1970 in Kraft 
treten. Wenn die Bundesrepublik Deutschland auf 
der besonders wichtigen konstituierenden Sitzung 
der Generalversammlung der neuen Weltorgani- 
sation am 21. September 1970 als Vollmitglied ver- 
treten sein will, müssen die Ratifikationsurkunden 
bis zum 21. Juni 1970 hinterlegt sein. 

III. 

Der Ausschuß hält bei dieser Sachlage eine mög- 
lichst rasche Verabschiedung des Zustimmungsge- 
setzes für erforderlich. Er empfiehlt in Übereinstim- 
mung mit den übrigen beteiligten Ausschüssen, den 
Entwurf des Zustimmungsgesetzes unverändert an- 
zunehmen. 


Bonn, den 12. März 1970 


Frau Dr. Kuchtner 
Gnädinger 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache VI/401 — unver- 
ändert anzunehmen. 

Bonn, den 12. März 1970 

Der Rechtsausschuß 

Dr. Lenz (Bergstraße) Frau Dr. Kuchtiier Gnädinger 

Vorsitzender Berichterstatter 
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